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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Grundbuchordnung 
und anderer Gesetze 


A. Problem und Ziel 

Die als Abteilungen der Amtsgerichte eingerichteten Grundbuchämter und die 
bei den Landkreisen und Oberbürgermeistern bestehenden Katasterämter sollen 
zu einer neu einzurichtenden Bodenmanagement-Behörde zusammengefasst 
werden können. Die hierdurch zu erwartenden Synergien sollen dazu führen, 
dass zum Vorteil des Wirtschaftsstandorts der diesen Ansatz verfolgenden Län- 
der eine einheitliche Beratung und Bedienung der Grundstückseigentümer und 
Investoren angeboten werden kann. 

Die Schaffung dieser eigenständigen neuen Behörde setzt Änderungen im Bun- 
desrecht voraus, da die Führung der Grundbuchangelegenheiten zwingend den 
Amtsgerichten zugewiesen ist. 


B. Lösung 

Der vorliegende Entwurf schlägt die notwendigen Öffnungsklauseln im Bun- 
desrecht (u. a. Grundbuchordnung) vor, durch deren Ausschöpfung es den Län- 
dern ermöglicht wird, die Grundbuchangelegenheiten in eigener Zuständigkeit 
konzeptionell und organisatorisch neu zu regeln. Daneben sollen durch entspre- 
chende Regelungen in weiteren Bundesgesetzen im Interesse der Qualitäts- 
sicherung und Bundeseinheitlichkeit des Grundbuchrechts und Grundbuch- 
verfahrens die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass sich das 
Grundbuchverfahren vor der Bodenmanagement-Behörde weiterhin in entspre- 
chender Anwendung nach den Verfahrensregeln der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit richtet. Der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten soll auch für den Fall 
bestehen bleiben, dass das Grundbuch künftig von der durch Landesrecht be- 
stimmten Stelle geführt wird. 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Keine 

Erst durch die Ausschöpfung der Öffnungsklausel werden Kosten für die Um- 
strukturierung der betroffenen Geschäftsbereiche entstehen. Diese werden aber 
durch die zu erwartenden Synergieeffekte kompensiert. Darüber hinaus ist mit 
derzeit noch nicht bezifferbaren Rationalisierungsgewinnen zu rechnen. 


E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bunoesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den, 


'Mai 2004 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 798. Sitzung am 2. April 2004 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Grundbuchordnung 
und anderer Gesetze 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Grundbuchordnung 
und anderer Gesetze 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Grundbuchordnung 

Die Grundbuchordnung in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1114), zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 wird der Satz 1 durch folgende Sätze er- 
setzt: 

„Die Grundbücher, die auch als Loseblattgrundbuch ge- 
führt werden können, werden von den Amtsgerichten 
(Grundbuchämter) oder den durch Landesrecht be- 
stimmten Stellen geführt. Dieses Gesetz findet auch An- 
wendung auf die durch Landesrecht bestimmten Stel- 
len.“ 

2. In § 12c Abs. 2 Nr. 1, § 44 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und 
Satz 3 und § 56 Abs. 2 Satz 2 werden jeweils die Wörter 
„ermächtigter Justizangestellter“ durch die Wörter „oder 
der durch Landesrecht bestimmten Stelle nach § 1 Abs. 1 
Satz 1 ermächtigter Angestellter“ ersetzt. 

3. In § 12c wird dem Absatz 4 folgender Satz angefügt: 

„Soweit Entscheidungen der durch Landesrecht be- 
stimmten Stellen betroffen sind, kann Näheres durch 
Landesrecht geregelt werden.“ 

4. In § 13 Abs. 3 Satz 1 wird nach dem Wort „Amtsge- 
richts“ die Angabe „oder der durch Landesrecht be- 
stimmten Stelle nach § 1 Abs. 1 Satz 1“ eingefügt. 

Artikel 2 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 13 wird folgender Satz angefügt: 

„Die ordentlichen Gerichte sind auch zuständig für die 
Rechtsstreitigkeiten, die aus den Verfahren bei den durch 
Landesrecht in Grundbuchsachen bestimmten Stellen 
entstehen.“ 

2. In § 153 Abs. 1 wird nach dem Wort „Staatsanwalt- 
schaft“ die Angabe „sowie jeder durch Landesrecht 
bestimmten Stelle (§ 1 Abs. 1 Satz 1 der Grundbuchord- 
nung)“ eingefügt. 


Artikel 3 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 

§ 3 des Rechtspflegergesetzes vom 5. November 1969 
(BGBl. I S. 2065), das zuletzt durch . . . geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 Buchstabe h wird die Angabe „Grund- 
buchsachen,“ gestriehen. 

2. Nach Nummer 1 wird folgende Nummer la eingefügt: 

„la. in vollem Umfang die Grundbuchsachen oder die 
den durch Landesrecht bestimmten Stellen übertra- 
genen Gesehäfte in Grundbuchsachen (§ 1 Abs. 1 
Satz 1 der Grundbuchordnung); durch Landesrecht 
kann in diesen Fällen auch bestimmt werden, dass 
an Stelle von Rechtspflegem andere Personen zu- 
ständig sind.“ 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsharkeit 

Dem § 1 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 315-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, das zuletzt durch ... geändert worden ist, 
wird folgender Satz angefügt: 

„Dies gilt entsprechend auch für Grundbuchangelegenhei- 
ten, die den durch Landesrecht bestimmten Stellen (§1 Abs. 
1 Satz 1 der Grundbuchordnung) übertragen sind.“ 

Artikel 5 

Änderung der Kostenordnung 

Dem § 1 der Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 361-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, die zuletzt durch ... geändert worden ist, 
wird folgender Satz angefügt: 

„Dies gilt auch für Grundbuchangelegenheiten, die von 
durch Landesrecht bestimmten Stellen (§ 1 Abs. 1 Satz 1 der 
Grundbuchordnung) geführt werden.“ 

Artikel 6 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Zusammenfiihrung von Grundbuch und Kataster in ein 
einheitliches Bodenmanagement unter dem Dach einer hier- 
für zu schaffenden Behörde ist die konsequente Fortsetzung 
der technischen Entwicklung der vergangenen Jahre im 
Bereich Grundbuchwesen und Katasterverwaltung. Das gel- 
tende Bundesrecht verhindert eine solche Zusammenfüh- 
rung, da es allein den Amtsgerichten die Führung des 
Grundbuchs zuweist (§ 1 Abs. 1 Satz 1 GBO). 

Der Gesetzentwurf bezweckt die Öffnung des Bundesrechts 
im erforderlichen Umfang, um den Ländern, die davon Ge- 
brauch machen wollen, die Möglichkeit zu geben, sich bie- 
tende Synergieeffekte zu nutzen. Der Entscheidung darüber, 
ob und gegebenenfalls in welcher Weise ein Land diese 
Option künftig nutzen wird, soll hierdurch nicht vorgegrif- 
fen werden. 

Die Daten der Kataster- und Vermessungsverwaltung werden 
inzwischen nahezu flächendeckend digital verwaltet und - zu- 
mindest für bestimmte Nutzerkreise - auch verfügbar ge- 
macht. Dazu dient im Liegenschaftskataster die „Automa- 
tisierte Liegenschaftskarte“ (ALK), das „Automatisierte Lie- 
genschaftsbuch“ (ALB) und im Bereich der Landesvermes- 
sung das „Amtliche Topografisch-Kartografische Informati- 
onssystem“ (ATKIS). Über das Verfahren „LIKA online“ 
kann (in Hessen) das Karten- und Buchwerk genutzt werden. 
Registrierte Nutzer greifen über das Hessische Landesintra- 
net zu und werden aus Datenschutzgründen und zur Rech- 
nimgsstellung protokolliert. Auch kann die Kataster- und 
Vermessungsverwaltung, soweit ein berechtigtes Interesse 
vorliegt, Auskünfte über Eigentümer und Grundstücke nach 
verschiedenen Suchkriterien (z. B. Name des Eigentümers, 
Straße und Hausnummer) geben. Die Katasterverwaltung (in 
Hessen dreistufig aufgebaut) ressortiert beim Wirtschafts- 
ministerium als oberste Kataster- und Landesvermessungsbe- 
hörde. Als obere Kataster- und Landesvermessungsbehörde 
füngiert das Hessische Landesvermessungsamt. Katasteräm- 
ter sind als untere Kataster- und Landesvermessungsbehör- 
den bei den Landräten und Oberbürgermeistern eingerichtet. 

Die Einführung des elektronischen Grundbuchs bei den 
Amtsgerichten (flächendeckend in Hessen bis Ende 2004) 
und die damit verbundene Ablösung des bisher in Papier- 
form geführten Grundbuchs bietet die Möglichkeit, die Be- 
reiche Kataster und Grundbuch miteinander zu verschmel- 
zen. Hiermit können folgende Ziele erreicht werden: 

- Sämtliche grundstücksbezogenen Fachdaten werden in 
einem Informationssystem gesammelt und könnten den 
Nutzem über ein Eingangsportal in logisch stmkturierter 
Form zur Verfügung gestellt werden (sog. Geodatenver- 
bund). 

- Die Standorte der Grandbuch- und Katasterämter wer- 
den durch Bündelung der Organisationseinheiten in ei- 
ner sog. Bodenmanagement-Behörde neu geordnet. 

Dadurch können Geschäftsverteilung, Ressourcenausstat- 
tung, Geschäftsprozesse und Steuerangsinstramente so um- 
gestaltet werden, dass diese neue Behörde ihren Auftrag mit 
einem höheren Wirkungsgrad erfüllen kann als die bisheri- 


gen Grandbuchämter und die Katasterverwaltung. Sämtli- 
che Informationen zum Bodenmanagement sind in einer 
Hand verfügbar, so dass eine einheitliche Beratung und Be- 
dienung der Grundstückseigentümer und Investoren ange- 
boten werden kann. 

Die Schaffung einer einheitlichen Behörde setzt Änderun- 
gen im Bundesrecht voraus. 

Das Grandbuchwesen ist im Gegensatz zum Vermessungs- 
wesen, für das die Gesetzgebungskompetenz bei den Län- 
dern liegt. Bundesrecht. Wichtige Rechtsnormen über das 
Grandbuchwesen enthalten die Grandbuchordnung, die 
Grandbuchverfügung, das Rechtspflegergesetz und das Ge- 
setz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit. Das Grundbuch dient dem amtlichen Nachweis der pri- 
vatrechtlichen Verhältnisse eines Grundstücks und genießt 
öffentlichen Glauben. Die Grandbuchordnung weist die 
Führung des Grundbuchs den Amtsgerichten zu. Über Ein- 
tragungen im Grundbuch entscheiden Rechtspflegerinnen 
und Rechtspfleger, die sachlich unabhängig und nur an 
Recht und Gesetz gebunden sind. Beamte des mittleren 
Dienstes oder Angestellte übernehmen die allgemeinen 
Schreib- und Verwaltungsaufgaben. 

Um diese bundeseinheitlichen Standards auch weiterhin zu 
sichern, soll auch für den Fall der Errichtung einer gemein- 
samen Behörde sichergestellt sein, dass sich das Grand- 
buchwesen nach den bisherigen Regelungen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und nach den Regelungen in der Grandbu- 
chordnung und der Grandbuchverfügung vollzieht. 

Unter dieser Bedingung muss jedenfalls gewährleistet sein, 
dass gut ausgebildete Kräfte für die Aufgabenerledigung zu- 
ständig sind, um den hohen Qualitätsstandard im Grand- 
buchverfahren sowie in verfahrensmäßiger Hinsicht dessen 
bundesweite Einheitlichkeit sicherzustellen. Dies erscheint 
im Hinblick auf den dem Grundbuch gemäß § 892 BGB zu- 
kommenden öffentlichen Glauben sowie dessen Vermu- 
tungswirkung nach § 891 BGB erforderlich. Im Falle einer 
Beibehaltung der justiziellen Anbindung könnten weiterhin 
Rechtspfleger die Aufgaben wahraehmen, so dass diese Vo- 
raussetzungen ohne Weiteres garantiert wären. Soweit eine 
justizielle Anbindung entfallen sollte, muss in jedem Fall 
eine solche Ausbildung der Verwaltungsbeamten und Ange- 
stellten gewährleistet sein, die derjenigen der Rechtspfleger 
gleichkommt. 

Artikel 72 Abs. 2 GG steht der Schaffung von Öffnungs- 
klauseln im vorgeschlagenen Umfange nicht entgegen. 

ln rein rechtlicher Hinsicht ist eine zwingende Zuständig- 
keit der Amtsgerichte für die Grandbuchangelegenheiten 
nicht ersichtlich. Insbesondere greift der Richtervorbehalt 
des Artikels 92 GG nicht ein, da die „rechtsprechende Ge- 
walt“ nicht betroffen ist. 

Daher bestehen auch unter dem Aspekt des in Artikel 20 
Abs. 2 Satz 2 GG verankerten Grundsatzes der Gewaltentei- 
lung, der den Gewalten jeweils einen unantastbaren „Kem- 
bereich“ garantiert, keine rechtlichen Bedenken, die Grand- 
buchangelegenheiten aus der Zuständigkeit der Gerichte he- 
rauszunehmen. 
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Das beabsichtigte Gesetz bedarf der Zustimmung des Bun- 
desrates gemäß Artikel 84 Abs. 1 GG, da es mit der Einfüh- 
rung der Möglichkeit, durch Landesrecht Stellen im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Satz 2 GBO-E zu bestimmen, Regelungen 
zum Verwaltungsverfahren enthält. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Änderung der GBO) 

Zu Nummer 1 (§1 Abs. 1 Satz 1 und 2 - neu -) 

Die hiernach vorgeschlagene Öffnungsklausel soll die Mög- 
lichkeit einräumen, die Grundbücher künftig auch von den 
durch Landesrecht bestimmten Stellen führen zu lassen. 
Hierdurch wird den Ländern die Option gegeben, die Füh- 
rung des Grundbuchs auf Verwaltungsbehörden zu übertra- 
gen. 

Zur Ausschöpfung dieser Öffnungsklausel ist ein Landesge- 
setz erforderlich, das die Zuständigkeit einer Verwaltungs- 
behörde (in Hessen: Bodenmanagementbehörde) zur Füh- 
rung der Grundbücher bestimmt. 

Dies vorausgesetzt, werden gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 - neu - 
GBO-E die Vorschriften der Grundbuchordnung als Rege- 
lungsort für das formelle Grundbuchrecht auch auf das Ver- 
fahren vor der nach Landesrecht bestimmten Stelle für an- 
wendbar erklärt. Hierdurch wird sichergestellt, dass auch 
das bei anderen Stellen als den Amtsgerichten geführte 
Grundbuchverfahren sich nach den bewährten Regeln der 
Grundbuchordnung und der zu ihrer Ausführung ergange- 
nen Grundbuchverfügung (GBV) vollzieht. Insbesondere 
bleibt gegen die Entscheidungen auch dieser Stellen der Be- 
schwerdezug der §§ 71 ff. GBO vor den ordentlichen Ge- 
richten bis hin zum Bundesgerichtshof erhalten. 

Zu Nummer 2 (§ 12c Abs. 2 Nr. 1; § 44 Abs. 1 Satz 2, 3; 

§ 56 Abs. 2 Satz 2) 

Es handelt sich um notwendige Folgeänderungen zur Erwei- 
terung der Legaldefinition des Grundbuchamts auf die nach 
Landesrecht bestimmten Stellen gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 
GBO-E. 

Zu Nummer 3 (§ 12c Abs. 4) 

Es handelt sich um eine notwendige Öffnungsklausel für die 
normative Ausgestaltung von Rechtsbehelfen gegen Ent- 
scheidungen der durch Landesrecht bestimmten Stellen, da 
das in § 12c Abs. 4 Satz 1 GBO vorgeschriebene gerichtsin- 
teme Erinnerungsverfahren in diesen Fällen keine unmittel- 
bare Anwendung finden kann. 

Zu Nummer 4 (§ 13 Abs. 3 Satz 1) 

Es handelt sich um eine notwendige Folgeänderung zur 
Erweiterung der Legaldefinition des Grundbuchamts auf 
die nach Landesrecht bestimmten Stellen gemäß § 1 Abs. 1 
Satz 1 GBO-E. 

Zu Artikel 2 (Änderung von § 13 Satz 2 - neu 
§ 153 Abs. 1 GVG) 

Nummer 1 dient der Klarstellung, dass der Rechtsweg zu 
den ordentlichen Gerichten auch für Rechtsstreitigkeiten 
beibehalten bleiben soll, die auf dem Verfahren der durch 
Landesrecht bestimmten Stelle beruhen. 


Die Regelung der Nummer 2 sichert auch für die nach Lan- 
desrecht bestimmte Stelle gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 GBO-E 
(in Hessen: Bodenmanagementbehörde) die erforderliche 
Einrichtung von Geschäftsstellen und deren Besetzung mit 
Urkundsbeamten. 

Zu Artikel 3 (Änderung von § 3 RpflG) 

Durch § 3 Nr. 1 Buchstabe h RpflG werden dem Rechtspfie- 
ger in vollem Umfang die nach den gesetzlichen Vorschrif- 
ten vom Richter wahrzunehmenden Geschäfte des Amtsge- 
richts in Grundbuchsachen übertragen. Da die Führung der 
Grundbuchsachen im Falle der Ausschöpfüng der Öff- 
nungsklausel in § 1 Abs. 1 Satz 1 GBO-E künftig kein vom 
Richter wahrzunehmendes Geschäft des Amtsgerichts ist, 
wird durch die hier vorgeschlagene Regelung sichergestellt, 
dass je nach Modellwahl entweder Rechtspflegerinnen und 
Rechtspfleger auch für diesen Fall für die Bearbeitung der 
Grundbuchsachen zuständig sein können, jedoch auch an- 
dere Personen, die nach Landesrecht zu bestimmen sind. 
Damit wird sichergestellt, dass über den Kreis von Rechts- 
pflegem hinaus andere Verwaltungsangestellte oder Beamte 
tätig werden können. 

Zu Artikel 4 (Änderung von § 1 Satz 2 - neu - 
FGG) 

Da Grundbuchsachen bislang durch Reichsgesetz (GBO) 
den Gerichten übertragen sind, gelten die Verfahrensvor- 
schriften der freiwilligen Gerichtsbarkeit auch für das 
Grundbuchverfahren. Das Grundbuchverfahren soll sich 
auch nach Schaffung einer Öffnungsklausel zu § 1 GBO 
weiterhin nach der GBO richten. Da das FGG aber für ein 
Verfahren in Grundbuchsachen vor einer Behörde, selbst 
wenn diese bei der Justiz ressortiert, nicht unmittelbar gilt 
und auch ohne besondere gesetzliche Normierung auch 
nicht analog angewandt werden kann, muss § 1 FGG dahin 
gehend geöffnet werden, dass die Verfahrensordnung in ent- 
sprechender Form auch für die Verfahren vor denjenigen 
Grundbuchämtern gilt, die nicht Gerichte sind. Dies wird 
durch die vorgeschlagene Öffnungsklausel erreicht. Soweit 
in einzelnen Bestimmungen des FGG auf „das Gericht“ 
Bezug genommen wird (vgl. z. B. die §§ 11, 12 FGG), sind 
stattdessen die durch Landesrecht bestimmten Stellen zu- 
ständig. 

Zu Artikel 5 (Änderung von 8 1 Satz 2 - neu - 
KostO) 

Zur Wahrung der Bundeseinheitlichkeit müssen die Rege- 
lungen der Kostenordnung über die Erhebung von Kosten 
(Gebühren und Auslagen) in Grundbuchsachen auch für ein 
Verfahren vor den Katasterämtem Anwendung finden. Da 
die Kostenordnung nur für Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit gilt, muss ihr Anwendungsbereich auf den 
Fall der Aufgabenerledigung durch Behörden im Sinne von 
§ 1 GBO-E erstreckt werden. 

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz soll am Tag nach seiner Verkündung in Kraft 
treten, um den Ländern, die von den Öffnungsklauseln Ge- 
brauch machen wollen, die Möglichkeit zu deren unverzüg- 
licher Umsetzung zu geben. 



Drucksache 15/3148 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 


Durch Öffnungsklauseln soll den Ländern im Wesentlichen 
die Möglichkeit eröffnet werden, Grundbuch- und Kataster- 
ämter zu einer einheitlichen - außerhalb der Justiz angesie- 
delten - Bodenmanagement-Behörde Zusammenlegen zu 
können. 

1 . Der Entwurf stößt aus grundbuchrechtlicher Sicht auf er- 
hebliche Bedenken: 

a) Die behaupteten Synergieeffekte sind sehr fraglich, da 
eine Zusammenlegung von Grundbuch und Kataster 
nicht zu einer (Gesamt-)Entlastung, sondern nur - auf- 
grund der unterschiedlichen wahrzunehmenden Auf- 
gaben - zur Verlagerung der praktisch gleichbleiben- 
den Arbeiten auf eine neue Behörde führen würde. 

b) Die völlig unterschiedliche Ausrichtung der Grund- 
buchführung auf der einen und der Katasterführung 
auf der anderen Seite führte in der ehemaligen DDR 
dazu, dass die Zusammenlegung von Grundbuch und 
Kataster gescheitert ist. Sowohl der Qualitätsstandard 
des Grundbuchs als auch der des Katasters konnte bei 
der einheitlichen Führung durch die Liegenschafts- 
dienste nicht gehalten werden. Nach der Wiederver- 
einigung wurde die Grundbuchführung wieder als 
Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit in die 
Zuständigkeit der Gerichte verlagert. 

c) Auch der zur Begründung angeführte Aufbau eines 
umfassenden Informationssystems durch die Ver- 
schmelzung der Daten des elektronischen Liegen- 
schaftskatasters und des elektronischen Grundbuchs 
ist bereits jetzt rechtlich zulässig. Hierfür bedarf es 
gerade nicht einer Zusammenlegung der Behörden. 
Im Übrigen würde die Öffnungsklausel die bundes- 
einheitliche Fortentwicklung des elektronisch geführ- 
ten Grundbuchs gefährden, da sich eine grundbuch- 
spezifische bundesweite Software von der Spezial- 
software eines Landes unterscheiden würde. 

d) Eine einheitliche Beratung und Bedienung der 
Grundstückseigentümer und Investoren - die eben- 
falls als Argument vorgetragen wird - ist bereits jetzt 
möglich. Standorte der Grundbuch- und Katasteräm- 
ter können durch die Länder gebündelt und etwa in 
einem Gebäude neu geordnet werden. Über die räum- 
liche Unterbringung entscheiden die Länder schon 
bisher in eigener Kompetenz. 

e) Schließlich würde die Einheitlichkeit des Grund- 
buchwesens aufgegeben und damit ein wichtiger 
Teilbereich der Rechts- und Wirtschaftseinheit im 
Bundesgebiet gefährdet. Die früher - vor der Grund- 
buchreform im Jahre 1935 — vorhandenen unter- 
schiedlichen Systeme sind immer als höchst unbe- 
friedigend erachtet worden. Diese damalige Ein- 
schätzung dürfte heute - bei zunehmender Internatio- 
nalisierung - noch stärker zutreffen. Aus diesem 
Grunde wurde schon eine entsprechende frühere Ge- 


setzesinitiative von Bayern, Baden-Württemberg und 
Hessen aus dem Jahre 1998 abgelehnt. 

f) Die Zuordnung eines Grundbuchs oder sonstigen Re- 
gisters einerseits zum Gericht oder andererseits zu 
einer Verwaltungsbehörde hängt in hohem Maße von 
der im jeweiligen Staat geforderten Qualität der 
Grundbücher oder Register ab. Soweit es sich - wie 
in vielen ausländischen Staaten - um bloße Urkun- 
denregistrierungssysteme mit allenfalls formeller be- 
hördlicher Prüfung handelt, kann die Führung des 
Registers auch Verwaltungsorganen übertragen wer- 
den. Beim Grundbuch nach deutschem Recht ist dies 
aus folgenden Gründen nicht der Fall: 

Nach deutschem Immobiliarsachenrecht kommt der 
Eintragung im Grundbuch eine konstitutive Wirkung 
zu. Es besteht ein umfassender Gutglaubensschutz. 
Diese Richtigkeitsgewähr findet ihre Grundlage in 
der Zuverlässigkeit des deutschen Grundbuchwesens. 
Der Entscheidung des Rechtspfiegers als unabhängi- 
gem Organ der Rechtspflege kommt dabei besondere 
Bedeutung zu. Durch seine fundierten Kenntnisse im 
Bereich des Sachenrechts und in anderen für das 
Grundbuch relevanten Rechtsgebieten, etwa im Erb- 
recht, können Fehlentscheidungen vermieden wer- 
den, die mit irreversiblen Rechtswirkungen verbun- 
den sein können. 

g) Eine Ausgliederung des Grundbuchamts aus dem 
Amtsgericht zu einer Verwaltungsbehörde würde 
wichtige Schnittstellen innerhalb der amtsgerichtli- 
chen Verfahren stören. Die Grundakten werden etwa 
für einen reibungslosen Geschäftsablauf innerhalb 
des Amtsgerichts in Nachlass-, Insolvenz- und 
Zwangsversteigerungssachen benötigt. Auch das 
Grundbuchamt greift auf andere Akten des Amtsge- 
richts, etwa der Nachlass- oder Betreuungsabteilung, 
zurück. 

2. Auch die beabsichtigten Änderungen des Rechtspfieger- 

gesetzes stoßen auf Bedenken: 

a) Ein Einsatz des Rechtspflegers in einer Verwaltungs- 
behörde ohne statusrechtliche Veränderungen bzw. 
ohne Einschränkung seiner sachlichen Unabhängig- 
keit ist nicht möglich. Zum Status des Rechtspfiegers 
als unabhängiges Organ der Rechtspflege gehören 
nämlich Regelungen, die - wie die §§ 4 bis 1 1 und 28 
des Rechtspfiegergesetzes - die Einbindung in eine 
Gerichts- oder vergleichbare Struktur voraussetzen. 
Dass derartige Vorschriften auf eine Verwaltungsbe- 
hörde ohne Abstriche übertragbar sind, ist nicht vor- 
stellbar. Wie die im Entwurf im Zusammenhang mit 
dem Einsatz von Rechtspfiegem bei der neuen Be- 
hörde erwähnte „Beibehaltung der justiziellen Anbin- 
dung“ aussehen soll, wird dort im Übrigen auch nicht 
näher dargelegt. 
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b) Hinzu kommt, dass durch den Entwurf sichergestellt 
werden soll, „dass über den Kreis der Rechtspfleger 
hinaus andere Verwaltungsangestellte oder Beamte 
tätig werden können“. Ein paralleler Einsatz von 
Rechtspflegem und Verwaltungsangestellten/Beam- 
ten im gleichen Sachgebiet und in der gleichen Ver- 
waltungsbehörde würde wegen der sachlichen Unab- 
hängigkeit der einen und der Weisungsgebundenheit 
der anderen in der Praxis nur schwerlich realisierbar 
sein. Zu beachten ist weiterhin, dass die neue Verwal- 
tungsbehörde für das Vermessungswesen zuständig 
sein soll und damit mögliche Interessenkonfhkte zwi- 
schen Katasterwesen und Grundbuchrecht innerhalb 
der Verwaltungsbehörde zu lösen wären. Sollten aus 
den dargelegten Gründen Abstriche beim Status, ins- 
besondere der Unabhängigkeit des Rechtspflegers 
beabsichtigt sein, muss dies zu Einbußen hinsichtlich 
des hohen - im Hinblick auf den öffentlichen Glau- 
ben des Grundbuchs aber auch unabdingbaren - Qua- 
litätsstandards der Entscheidungen im Grundbuchwe- 
sen führen. 

3. Verfassungsrechtliche Gesichtspunkte 

Die Aussage, das Gesetz bedürfe der Zustimmung des 
Bundesrates, weil es mit der Einführung der Möglich- 
keit, durch Landesrecht die Grundbuchämter zu bestim- 
men, Regelungen zum Verwaltungsverfahren enthalte, 
trifft nicht zu. Die Möglichkeit für den Landesgesetzge- 
ber, die Grundbuchämter zu bestimmen, stellt weder eine 
bundesgesetzliche Regelung des Verwaltungsverfahrens 
der Länder noch der Einrichtung von Landesbehörden 
dar (vgl. Artikel 84 Abs. 1 GG). Ein Eingriff des Bundes 
in die Landesorganisationshoheit erfolgt durch eine der- 
artige Regelung gerade nicht. 
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